
I n h a l tdaß verkehrsplanerische, bau- und verkehrstechnische 
Faktoren sich bedingen und die Aufgabe nur bei kom
plexer Betrachtungsweise optimal gelöst werden kann. 
Daraus folgt, daß der Projektierungsbetrieb Informa
tions- und Konsultationspflichten gegenüber dem BfV 
bzw. dem Auftraggeber hat, wenn sich — wie das hier 
nach der Beratung am 29. Mai 1970 der Fall war — 
neue Gesichtspunkte im Hinblick auf die notwendige 
Sicherung der Einheit von verkehrsplanerischen, bau- 
und verkehrstechnischen Faktoren ergeben, die im Ein
zelfall eine Überprüfung der verkehrsplanerischen Kon
zeption notwendig erscheinen lassen.
In diesem Sinne sind auch die im Neuerervorschlag der 
Kläger enthaltenen verkehrsplanerischen Überlegun
gen zu beurteilen, die mit der Zielstellung erarbeitet 
wurden, die effektivste Lösung für den P.-Markt zu 
finden.
Zu 2: Die Kläger waren als verantwortliche Diplom
ingenieure für Aufgaben in der Projektierung mit den 
notwendigen Arbeiten zur Erfüllung der zwischen der 
Verklagten und dem Projektierungsbetrieb bestehen
den Vertragsbeziehungen beauftragt. Die dem Betrieb 
aus dem Vertrag obliegenden Pflichten mußten daher 
von ihnen bei der Erbringung der konkreten Leistun
gen (Information, Konsultation, sachkundige Mitwir
kung an Beratungen mit dem Ziel der Erörterung der 
optimalen Lösung und schließlich Erarbeitung der ent
sprechenden Studie) berücksichtigt bzw. wahrgenommen 
werden. Tatsächlich sind die Kläger auch mit diesen 
Aufgaben befaßt gewesen. Von Anfang an kannten sie 
die prinzipielle Aufgabenstellung, die effektivste Lösung 
der Verkehrsproblematik P.-Markt zu finden.

Entgegen der Auffassung der Kläger und ihres Betrie
bes ergab sich daraus insbesondere auch ihre Verant
wortung zur komplexen Beurteilung der Aufgabenstel
lung, also auch zur Berücksichtigung verkehrsplane
rischer Faktoren, falls dies die bau- und verkehrstech
nische Lösung des Verkehrsflusses im Bereich P.-Markt 
erforderte. Das trifft speziell auf die von den Klägern 
unterbreitete Lösungsvariante im Verkehrsknoten zu, 
denn ihr Prinzip bedingt den untrennbaren Zusammen
hang zu den einmündenden Verkehrsflüssen und ihrer 
verkehrsplanerischen Betrachtung und Beurteilung.
Nach Auffassung des Senats muß von der Aufgaben
stellung für die Kläger ausgegangen werden, eine Lö
sung für den P.-Markt zu finden. Um sie zu finden, 
haben die Kläger richtigerweise zum innerstädtischen 
Ring verkehrsplanerische Überlegungen angestellt. Das 
gehörte zur Aufgabe des Projektierungsbetriebes, die 
er durch den Wirtschaftsvertrag mit der Verklagten 
übernommen hatte. Man kann nicht davon ausgehen, 
daß der Vorschlag der Kläger in erster Linie auf die 
Gestaltung des Verkehrsflusses im innerstädtischen 
Ring gerichtet ist und sich dabei — gewissermaßen als 
Nebenprodukt — die Gestaltung des Verkehrsknotens 
P.-Markt ergeben hat. Das gerade ist die fehlerhafte 
Grundüberlegung der Kläger.
Daher war in Übereinstimmung mit der Auffassung des 
Staatsanwalts des Bezirks und des Bezirksvorstandes 
des FDGB festzustellen, daß die von den Klägern wahr
zunehmende Arbeitsaufgabe und Verantwortung inhalt
lich durch ihren Arbeitsvertrag, ihre Stellung als 
Diplom-Ingenieure für Projektierung und ihren kon
kreten Auftrag hinsichtlich der Bearbeitung des Pro
jekts P.-Markt bestimmt ist. Die von ihnen mit dem 
Neuerervorschlag erbrachte Lösung geht qualitativ nicht 
über diese Verantwortung hinaus, so daß die Voraus
setzung des § 13 Abs. 1 der 1. DB zur NVO für einen 
Vergütungsanspruch nicht gegeben ist.
Der Einspruch (Berufung) war daher als unbegründet 
zurückzuweisen.
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